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Die Problemstellung 

Α. Der Betrugstatbestand 

Nach dem Wortlaut von § 263 StGB1 ist Betrug die durch Täuschung verur-
sachte Vermögensschädigung eines anderen in Vorteilsabsicht. § 263 nennt 
folgende Tatbestandsmerkmale des Betrugs: die Täuschung, den Irrtum, den 
Vermögensschaden und die Vorteilsabsicht. Diese Aufzählung offenbart  eine 
Unvollständigkeit des gesetzlichen Tatbestands. Während sich die logische 
Verknüpfung von Täuschung und Irrtum unmittelbar aus dem Gesetzeswortlaut 
ergibt („Wer . . . dadurch . . . , daß er durch Vorspiegelung falscher oder durch 
Entstellung oder Unterdrückung wahrer Tatsachen einen Irrtum erregt oder 
unterhält, . . . "), fehlt es an einer näher umschriebenen Verknüpfung zwischen 
dem Irrtum und der Vermögensschädigung. 

Der Irrtum als „psychologischer Sachverhalt"2 oder „innerseelischer Zu-
stand"3 kann den Vermögensschaden als konkretes wirtschaftliches Ergebnis 
nicht bewirken.4 Die kausale Verbindung zwischen Irrtum und Schaden kann 
begrifflich  nur in einem Verhalten des Irrenden bestehen. Die Rechtsprechung 
und die h. M. in der Literatur haben deshalb das ungeschriebene Tatbestands-
merkmal der „Vermögensverfügung"  entwickelt, das das notwendige Verbin-
dungsglied zwischen Irrtum und Schaden bilden und den anders nicht herstell-
baren Kausalzusammenhang vermitteln soll.5 

Der Gesetzgeber scheint das Merkmal der Vermögensverfügung für selbst-
verständlich und seine ausdrückliche Erwähnung im Betrugstatbestand deshalb 
für entbehrlich gehalten zu haben.6' ^ Der Entwurf 1962 sah in § 252 (Betrug) 

1 §§ ohne Gesetzesangabe sind solche des StGB. 
2 Schönke/Schröder/Cramer,  § 263 Rdn. 36. 
3 LK-Lackner,  § 263 Rdn. 8. 
4 Hartmann,  S. 1; Joecks,  SA. 
5 RGSt 47, 151, 152 f.; 49, 16, 19; 51, 204, 206; 64, 226, 228; Schönke/Schröder/Cramer, 

§ 263 Rdn. 54; LK-Lackner,  § 263 Rdn. 8 u. 94; Maurach/Schroeder,  S. 424; SK-Samson, § 263 
Rdn. 66. 

6 Die Materialien (vgl. Goltdammer,  S. 541, 547) zeigen, daß der preußische Gesetzgeber von 
dem Erfordernis  einer Vermögensverfügung ausgegangen ist. 
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ausdrücklich eine Vermögensverfügung vor. Die Vorschrift  sollte lauten: 
„Wer durch Täuschung über Tatsachen jemanden zu einer Vermögensverfügung 
bestimmt, . . . wird . . . bestraft."  In der Begründung8 wurde dies nicht als 
„Änderung", sondern lediglich als „wesentliche Verdeutlichung des Tatbestan-
des" bezeichnet. 

B. Die Vermögensverfügung des Getäuschten 

I. Definition 

Da - wie ausgeführt  - ein Irrtum nicht von selbst in einen Schaden um-
schlagen kann, sondern hierzu eines vermittelnden Aktes bedarf,  stellt die 
Vermögensverfügung das notwendige Bindeglied zwischen Irrtum und Vermö-
gensbeschädigung dar.9 Neben dieser Verbindungsfunktion kommt der Vermö-
gensverfügung aber auch eine Transportfunktion 10 zu: Da der Betrug ein 
Vermögensverschiebungsdelikt ist, muß „der Gegenstand des Verbrechens 
durch die Disposition des Getäuschten in die Herrschaft  des Betrügers übertra-
gen werden".11 Wesentliches Element der Vermögens Verfügung ist daher ihre 
vermögensverschiebende Kraft  durch Schädigung des einen zugunsten eines 
anderen. 

Nach der heute allgemein gebräuchlichen Formel ist unter „Verfügung" jedes 
Handeln, Dulden oder Unterlassen zu verstehen, das sich unmittelbar vermö-
gensmindernd auswirkt.12 Voraussetzung ist, daß der Getäuschte als „Werk-

7 v. Liszt/Schmidt  (S. 667) zeigen auf, daß es eine Reihe von Gesetzentwürfen gegeben hat, in 
denen der Begriff  der „Vermögensverfügimg"  oder ihm verwandte Termini expressis verbis vorge-
sehen waren. So verlange der VE (Vorentwurf  zu einem deutschen Strafgesetzbuch) § 276, daß der 
Getäuschte zu einer „Verfügung" über das Vermögen bestimmt werde. Der GE (Gegenentwurf 
zum Vorentwurf  eines deutschen Strafgesetzbuchs - aufgestellt von Kahl,  v. Lilienthal,  v. Liszt  u. 
Goldschmidt)  § 324 schließe sich dem an, ersetze aber den Begriff  „Verfügung" durch den Begriff 
„Rechtsgeschäft", während der KE (Kommissionsentwurf eines Strafgesetzbuchs für das Deutsche 
Reich von 1913) § 366, der E (Entwurf zu einem Deutschen Strafgesetzbuch) 1919 § 376 und der 
AE (Amtlicher Entwurf eines Allgemeinen Deutschen Strafgesetzbuchs) 1925 § 310 - wenig 
glücklich - von „Handlung, Duldung oder Unterlassung" sprächen. 

8 E 1962, Begründung, BT-Drucks. IV/650, S. 423 f. 
9 Vgl. hierzu nur RGSt 47, 151, 152; 49, 16, 19; 64, 226, 228; BGHSt 14, 170, ITI ; Schänke/ 

Schröder/Cramer,  § 263 Rdn. 55; LK-Lackner,  § 263 Rdn. 94. 
1 0 Vgl. RGSt 64, 226; 76, 82. 
11 A. Merkel,  Kriminalistische Abhandlungen, II. Teil, Die Lehre vom strafbaren  Betrüge, 

S. 195. 
1 2 BGHSt 14, 170, 171; Schönke/Schröder/Cramer,  §263 Rdn. 55; Dreher/Tröndle,  §263 

Rdn. 24; LK-Lackner,  § 263 Rdn. 95; SK-Samson, § 263 Rdn. 72; a. A. Naucke  (S. 215), der sich 
gegen die Einbeziehung des Unterlassens ausspricht. 
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zeug" des Täuschenden13 nach dessen Plan die Vermögensminderung selbst 
bewirkt, d. h. eine sog. Selbstschädigung vornimmt. Dem liegt der Gedanke 
zugrunde, daß nicht der Täter in die fremde Vermögenssphäre eindringt und 
sich den Vermögensvorteil selbst verschafft,  sondern daß er sich des irrenden 
Vermögensinhabers (oder eines an dessen Stelle handelnden Dritten) bedient, 
um aus dem Vermögen etwas zu „erhalten". Die Reaktion des Getäuschten auf 
die Täuschungshandlung muß daher - wirtschaftlich betrachtet - als ein „Gebe-
akt" erscheinen, d. h. für die Vermögensminderung nicht nur ursächlich, 
sondern darüber hinaus auch inhaltlich als ihr tragender Grund (die „causa") 
verstehbar sein.14 

Die Vermögensverfügung kann in jedem irrtumsbedingten Verhalten des 
Getäuschten bestehen, sofern es nur eine unmittelbare Vermögensminderung 
bewirkt. Dabei kommt es nicht auf die zivilrechtliche, sondern auf eine rein tat-
sächliche Betrachtungsweise an. Der Begriff  der Vermögensverfügung umfaßt 
nicht nur zivilrechtliche Verfügungen, also nicht nur Rechtsgeschäfte, die ein 
subjektives Recht unmittelbar übertragen, aufheben, belasten oder inhaltlich 
ändern (wie ζ. B. die Bestellung von Waren, die Gewährung eines Darlehens, 
die Übernahme einer Bürgschaft  oder den Erlaß einer Forderung). Der 
Verfügungsbegriff  des § 263 schließt zwar die Rechtsgeschäfte ein, doch geht 
er weit über sie hinaus. Besteht die Verfügung in einem Rechtsgeschäft, ist es 
deshalb unerheblich, ob dieses Geschäft wirksam, anfechtbar oder nichtig ist. 
Auch ein Geschäftsunfähiger  kann verfügen. 15 Nicht einmal eine Willens-
erklärung setzt der Verfügungsbegriff  des § 263 voraus.16 

Nach st. Rspr.17 reicht jedes tatsächliche Verhalten aus, wenn es nur als 
Einwirkung auf das Vermögen verstanden werden kann. Erforderlich  ist also 
ein Handeln, Dulden oder Unterlassen des Getäuschten, das sich als ein Akt des 
Umgangs mit Vermögen, des „Hantierens" mit Vermögensbestandteilen, d. h. 
mit geldwerten Gütern, darstellt.18 

Damit ist der Begriff  der Verfügung nicht zuletzt abhängig von dem Vermö-
gensbegriff,  der § 263 zugrunde liegt. Denn nur die Einwirkung auf Gegen-

1 3 RGSt 16, 1, 2; 28, 144. 
1 4 Vgl. hierzu LK-Lackner  (§ 263 Rdn. 95), der die Funktion des Merkmals der Vermögens-

verfügung in erster Linie darin sieht, die Beschränkung auf Fälle der Selbstschädigung zu gewähr-
leisten. 

1 5 RGSt 64, 226, 228; BGHSt 14, 170, 171; OLG Celle NJW 1974, 2326, 2327; Bruns,  S. 233; 
Schönke/Schröder/Cramer,  § 263 Rdn. 56; Gallas,  Eb. Schmidt-Festschr., S. 401, 420; LK-Lack-
ner,  § 263 Rdn. 96; Wessels,  S. 125. 

1 6 Insoweit unzutreffend  OLG Düsseldorf  NJW 1974, 1833. 
1 7 Vgl. insofern nur RGSt 64, 226, 228; BGHSt 14, 170, 171; OLG Celle NJW 1974, 2326, 

2327. 
18 Bockelmann,  S. 94. 


